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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Satzung
der Stiftung fiir das sorbische Volk

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Wissenschaft,
Forschung und Kultur
Vom 17. Juni 2020

Die Satzung der Stiftung fiir das sorbische Volk vom 20. Mérz
2002 ist durch Beschluss des Stiftungsrates vom 12. Mai 2020
neu gefasst worden.

Die Neufassung der Satzung der Stiftung fiir das sorbische Volk
wurde durch das Séchsische Staatsministerium fiir Wissenschatft,
Kultur und Tourismus genehmigt und ist am 1. Juni 2020 in Kraft
getreten.

Die Satzung wird nachfolgend in deutscher und niedersorbi-
scher Sprache insgesamt neu bekannt gegeben.

Potsdam, den 17. Juni 2020

Im Auftrag
Rudolf Keseberg

II.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

Satzung
der Stiftung fiir das sorbische Volk

Vom 12. Mai 2020

In Anerkennung des Willens des sorbischen Volkes, seine Spra-
che, Kultur und Identitét auch in Zukunft zu bewahren und aus-
gehend von den in der Verfassung des Landes Brandenburg und
der Verfassung des Freistaates Sachsen verankerten Rechten
der Sorben haben das Land Brandenburg und der Freistaat
Sachsen am 28. August 1998 einen Staatsvertrag zur Errichtung
einer rechtsfahigen Stiftung 6ffentlichen Rechts geschlossen.

Aufgrund von Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages beschlief3t
der Stiftungsrat

§1
Name, Rechtsform und Sitz

Die Stiftung trigt den Namen ,,Stiftung fiir das sorbische Volk*
sowie die sorbische Bezeichnung ,,Zalozba za serbski lud®. Sie

ist eine rechtsfdhige Stiftung 6ffentlichen Rechts mit Sitz in
Bautzen/Budysin.

§2

Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die Pflege und Férderung sorbischer
Sprache und Kultur als Ausdruck der Identitét des sorbischen
Volkes.

(2) Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

1. die Foérderung von Einrichtungen der Kunst-, Kultur- und
Heimatpflege der Sorben;

2. die Forderung von und die Mitwirkung bei Vorhaben der
Dokumentation, Publikation und Prisentation sorbischer
Kunst und Kultur;

3. die Forderung der Bewahrung und Fortentwicklung der sor-
bischen Sprache und kulturellen Identitdt auch in sorbi-
schen Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen und sol-
chen, die diesen Zielen dienen;

4. die Forderung der Bewahrung der sorbischen Identitit in
der Offentlichkeit, im Berufsleben und im Zusammenleben
der sorbischen und nicht sorbischen Bevdlkerung;

5. die Forderung von Projekten und Vorhaben, die der Volker-
verstindigung und Zusammenarbeit mit anderen Volksgrup-
pen und nationalen Minderheiten in Europa sowie der Pflege
der historisch gewachsenen Verbindungen der Sorben zu den
slawischen Nachbarn im Sinne des Briickenschlagens zwi-
schen Deutschland und Mittel- und Osteuropa dienen;

6. die Mitwirkung bei der Gestaltung staatlicher und anderer
Programme, die den Stiftungszweck beriihren.

(3) Die Stiftung kann Tréger von Einrichtungen sein, die Auf-
gaben gemil} Abs. 2 wahrnehmen.

(4) Die Stiftung verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemein-
niitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegiinstigte
Zwecke der Abgabenordnung vom 16. Mérz 1976 (BGBI. 1
S. 613) in der jeweils geltenden Fassung.

§3

Stiftungsvermogen, Finanzierungsbeteiligungen
(1) Das Vermogen der Stiftung besteht aus:

1. unbeweglichen Sachen, das heifit, den Grundstiicken ent-
sprechend der Anlage zu Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 des Staats-
vertrages,

2. beweglichen Sachen, die bisher im Eigentum des Freistaa-
tes Sachsen standen und fiir die Zwecke der nicht rechts-
fahigen Stiftung genutzt wurden,

3. zweckgebundenem Finanzvermdgen mit Stand vom 1. Janu-
ar 1999 in Hohe von 2 535 711,49 DM (1 296 488,70 Euro),
welches ausschlieBlich als Nominalwert (Grundstockver-
mdgen) zu erhalten ist,



588 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 8. Juli 2020

4. Gesellschafteranteilen am Sorbischen National-Ensemble
gGmbH und dem Domowina-Verlag GmbH/Ludowe naktad-
nistwo Domowina.

Das in Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrages vom Freistaat
Sachsen der Stiftung tibertragene Vermdgen verbleibt dauerhaft
im Stiftungsvermogen.

(2) Zur Erfiillung des Stiftungszwecks erhdlt die Stiftung jahr-
liche Zuschiisse des Freistaates Sachsen, des Landes Branden-
burg und des Bundes nach Mafgabe des Dritten Finanzie-
rungsabkommens vom 15. Februar 2016. Dariiber hinaus kann
sie weitere Zuwendungen des Bundes und der Lénder erhalten.

(3) Die Stiftung ist berechtigt, zur Erfiillung des Stiftungszwecks
Zuwendungen sowie Zustiftungen Dritter anzunehmen.

(4) Ertrdge des Stiftungsvermogens und sonstige Einnahmen
sind ausschlieBlich zur Erfillung des Stiftungszwecks zu ver-
wenden.

§4
Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind:

1. der Stiftungsrat
2. der Parlamentarische Beirat und
3. die Direktorin/der Direktor.

§5
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat entscheidet in allen Angelegenheiten der
Stiftung, soweit der Staatsvertrag oder die Satzung nicht aus-
driicklich anderes vorsehen.

Der Stiftungsrat entscheidet insbesondere {iber:

1. die Bestellung und den Widerruf der Bestellung der Direk-
torin/des Direktors,

die Feststellung des Haushaltsplanes und der Finanzplanung,
die Feststellung des Jahresabschlusses,

die Entlastung der Direktorin/des Direktors,

die Satzung der Stiftung,

den Erlass von Forderrichtlinien,

die Forderung von Projekten.

Nk

Der Stiftungsrat iiberwacht die Geschéftsfiihrung der Direkto-
rin/des Direktors.

(2) Dem Stiftungsrat gehoren als Mitglieder an:

1. sechs Vertreterinnen/Vertreter des sorbischen Volkes, von
denen vier aus dem Freistaat Sachsen und zwei aus dem
Land Brandenburg benannt werden,

2. zwei Vertreterinnen/Vertreter des Bundes,

zwei Vertreterinnen/Vertreter des Freistaates Sachsen,

4. zwei Vertreterinnen/Vertreter des Landes Brandenburg,

W

5. zwei Vertreterinnen/Vertreter, die einvernehmlich vom Sach-
sischen Landkreistag und vom Sachsischen Stadte- und Ge-
meindetag nach Abstimmung mit den Gebietskorperschaf-
ten im sorbischen Siedlungsgebiet des Freistaates Sachsen
benannt werden,

6. eine Vertreterin/ein Vertreter, die/der einvernehmlich vom
Landkreistag und vom Stéddte- und Gemeindebund des Lan-
des Brandenburg nach Abstimmung mit den Gebietskorper-
schaften im angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wen-
den des Landes Brandenburg benannt wird.

(3) Die Vertreterinnen/Vertreter nach Abs. 2 Nr. 1, 5 und 6 iiben
ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus. Fiir jedes ehrenamtliche Mitglied
des Stiftungsrates wird eine Vertreterin/ein Vertreter benannt. Die
Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder betrdgt vier Jahre.

(4) Der Stiftungsrat wihlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/ei-
nen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter
oder mehrere Stellvertreterinnen/Stellvertreter fiir die Dauer
von vier Jahren. Fiir den Fall, dass mehrere Stellvertreterinnen/
Stellvertreter gewdahlt werden, ist im Sinne der Funktionsfahig-
keit der Stiftung im Vertretungsfall eine Rangfolge der Vertreter
zu bestimmen. Die/Der Vorsitzende des Stiftungsrates darf
nicht gegen die Mehrheit der Vertreter nach Abs. 2 Nr. 1 ge-
wihlt werden.

(5) Beschliisse des Stiftungsrates werden mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen gefasst. Der Erlass und die An-
derung der Satzung sowie die Bestellung der Direktorin/des
Direktors bediirfen der Zustimmung von zwei Dritteln der Mit-
glieder des Stiftungsrates. In Haushaltsangelegenheiten bediir-
fen die Beschliisse der Zustimmung aller Vertreterinnen/Vertre-
ter nach Abs. 2 Nr. 2 bis 4. Ist eine Vertreterin/ein Vertreter des
Stiftungsrates nach Abs. 2 Nr. 1, 5 und 6 gleichzeitig Be-
dienstete/r eines Zuwendungsempfangers der Stiftung, so ist
sie/er in Angelegenheiten, die diesen Zuwendungsempfinger
unmittelbar betreffen, von der Beratung und Abstimmung aus-
geschlossen.

§6

Stiftungskommission

(1) Die Stiftungskommission ist ein Ausschuss des Stiftungs-
rates. Der Kommission gehoren fiinf Mitglieder des Stiftungs-
rates nach § 5 Abs. 2 Nr. 1, im Verhinderungsfalle ihre Vertrete-
rinnen/Vertreter an. Sie werden vom Stiftungsrat benannt. Des
Weiteren gehéren der Kommission je eine Vertreterin/ein Ver-
treter des Bundes, des Landes Brandenburg und des Freistaates
Sachsen an. Sie werden jeweils vom Bund und den entsenden-
den Landern benannt und vom Stiftungsrat bestétigt. Sachver-
standige mit beratender Stimme konnen hinzugezogen werden.

(2) Aufgaben der Stiftungskommission sind insbesondere:

a) Priifung des Entwurfes des Haushaltsplanes und der Fi-
nanzplanung,

b) Priifung des Entwurfes des Jahresabschlusses,

¢) Vorbereitung der Sitzungen des Stiftungsrates,

d) Vorbereitung der Entscheidungen iiber Fordergrundsitze und
-richtlinien der Stiftung,



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 8. Juli 2020 589

e) Vorbereitung der Entscheidungen des Stiftungsrates zu Pro-
jektvorhaben und deren Priorititensetzung, soweit diese
Satzung nicht anderes bestimmt.

(3) Die Direktorin/Der Direktor der Stiftung bereitet die Sitzun-
gen der Stiftungskommission vor. Sie/Er fiihrt in der Stiftungs-
kommission den Vorsitz ohne Stimmrecht.

(4) Die Stiftungskommission ist beschlussfahig, wenn mindes-
tens vier ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(5) Beschliisse werden in offener Abstimmung und mit einfa-
cher Mehrheit gefasst.

(6) Der Stiftungsrat kann der Stiftungskommission per Be-
schluss weitere Befugnisse tibertragen. Hiervon ausgenommen
sind die Aufgaben nach Artikel 6 Abs. 3 des Staatsvertrages und
die Vergabe von Haushaltsmitteln.

(7) Die Mitglieder des Stiftungsrates nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 und
deren Vertreterinnen/Vertreter nach § 5 Abs. 3 Satz 2 bilden
innerhalb der Stiftungskommission den Fachbeirat fiir Projekt-
forderung. Der Fachbeirat gibt fiir alle termingerecht einge-
reichten Antrage auf Projektforderung, bei Bedarf nach Anho-
rung von Fachleuten, eine Forderempfehlung ab.

§7

Parlamentarischer Beirat

Der Parlamentarische Beirat unterstiitzt und berédt den Stif-
tungsrat. Die Zusammensetzung des Parlamentarischen Beira-
tes bestimmt sich nach Artikel 9 des Staatsvertrages. Das vor-
sitzende Mitglied des Parlamentarischen Beirates kann an den
Sitzungen des Stiftungsrates mit beratender Stimme teilneh-
men.

§8
Direktorin/Direktor

(1) Die Direktorin/Der Direktor wird vom Stiftungsrat fiir die
Dauer von bis zu sieben Jahren bestellt. Sie/Er vollzieht die Be-
schliisse des Stiftungsrates und der Stiftungskommission und
fithrt die Geschéfte der Stiftung.

Dazu gehoren:

a) die gerichtliche und auflergerichtliche Vertretung der Stif-
tung,

b) die mit der Verwaltung der Stiftung verbundenen regelma-
Big wiederkehrenden Rechtsgeschifte,

¢) die mit der Durchfiihrung und Abwicklung von Dauerver-
trdgen verbundenen Rechtsgeschifte,

d) der Abschluss von Arbeitsvertrdgen mit den Bediensteten
der Stiftung,

e) die Entscheidung iiber Zuwendungen bis zu 25,0 Tsd. Euro
innerhalb des der Stiftung jéhrlich zur Verfiigung stehenden
Finanzrahmens,

f) die Aufstellung des Entwurfs eines Haushaltsplanes fiir die
nachfolgenden Haushaltsjahre,

g) die Aufnahme von Kassenverstirkungskrediten zur vortii-
bergehenden Verstiarkung von Betriebsmitteln der Stiftung
von bis zu fiinf vom Hundert des beschlossenen jéhrlichen
Haushaltsvolumens, wenn diese zur Sicherung rechtlich
verbindlicher Zahlungen notwendig sind,

h) die Vorbereitung der Sitzungen der Stiftungsgremien,

i) die laufende beziechungsweise bei unvorhergesehenen An-
gelegenheiten unverziigliche Unterrichtung der Mitglieder
der Stiftungsgremien.

(2) Folgende Rechtsgeschifte bediirfen der Zustimmung des
Stiftungsrates:

a) der Abschluss, die Anderung und Kiindigung von Anstel-
lungsvertrdgen mit Mitarbeitern der Stiftung ab der Entgelt-
gruppe 13 TV-L sowie die Gewéhrung sonstiger iiber- oder
auBertariflicher Leistungen, unbeschadet der nach § 40 der
Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen erforderlichen
Einbindung des Sdchsischen Staatsministeriums der Finan-
zen,

b) die Be- und Abberufung von Geschiftsfithrern sorbischer
Einrichtungen, deren alleiniger Gesellschafter die Stiftung
ist,

¢) die Aufnahme von iiberjihrigen Darlehen, die Ubernahme
von Biirgschaften und der Abschluss von Gewéhrvertragen,

d) Vertrdge tiber Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte,

e) die Bestellung, die Entlastung und die Abberufung von Bei-
raten sorbischer Einrichtungen, deren alleiniger Gesell-
schafter die Stiftung ist,

f) die Anderung von Gesellschaftsvertrigen sorbischer Ein-
richtungen, deren alleiniger Gesellschafter die Stiftung ist.

(3) Die Direktorin/Der Direktor legt dem Fachbeirat fiir Pro-
jektforderung nach Ablauf der Antragsfrist fiir jedes Halbjahr
eine Zusammenfassung der eingegangenen Antrige auf Pro-
jektforderung vor.

(4) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende des Stiftungsrates vertritt
die Stiftung gerichtlich und aufergerichtlich gegeniiber der
Direktorin/dem Direktor.

§9

Haushaltsfiihrung, Rechnungspriifung
(1) Haushaltsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr.

(2) Der Haushaltsplan der Stiftung ist jahrlich rechtzeitig vor
Beginn des Haushaltsjahres von der Direktorin/vom Direktor
im Entwurf aufzustellen. Der Entwurf wird mit den Zuwen-
dungsgebern beraten, gegebenenfalls gedndert und anschlie-
Bend dem Stiftungsrat zur Beschlussfassung zugeleitet. Nach
Beschluss des Stiftungsrates und Zustimmung der Rechtsauf-
sichtsbehorde wird der Haushaltsplan der Stiftung in Form ei-
ner Haushaltssatzung erlassen und im Séchsischen sowie Bran-
denburgischen Amtsblatt bekannt gemacht.

(3) Fiir das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, fiir die
Rechnungslegung sowie fiir die Rechnungspriifung der Stiftung
finden die fiir die staatliche Verwaltung des Freistaates Sachsen
geltenden Bestimmungen entsprechend Anwendung.
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(4) Uber Einnahmen und Ausgaben sowie iiber das Vermogen
und die Schulden der Stiftung ist jdhrlich durch die Direktorin/
den Direktor Rechnung zu legen. Die verwaltungsméBige Prii-
fung der Haushalts- und Wirtschaftsfithrung der Stiftung und
der bestimmungsgemifBen Verwendung der Mittel erfolgt durch
die fiir die Angelegenheiten der Sorben zustéindige oberste Lan-
desbehorde des Freistaates Sachsen. Das Ergebnis der Priifung
wird den iibrigen Zuwendungsgebern (Bund, Land Branden-
burg) schriftlich mitgeteilt. Die gesetzlichen Priifungsrechte des
Bundesrechnungshofes, des Sdchsischen Rechnungshofes und
des Landesrechnungshofes Brandenburg bleiben unbertihrt.

§ 10
Vergiitung der Mitglieder der Stiftungsgremien

(1) Ehrenamtliche Mitglieder des Stiftungsrates und deren Ver-
treterinnen/Vertreter, ehrenamtliche Mitglieder der Stiftungs-
kommission und deren Vertreterinnen/Vertreter sowie ehren-
amtliche Mitglieder des Fachbeirates fiir Projektférderung ha-
ben Anspruch auf Reisekostenentschddigung fiir Reisen zu den
Sitzungen der Stiftungsgremien und internen Klausurtagungen
entsprechend dem Séchsischen Reisekostengesetz.

(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Stiftungsrates nach § 5
Abs. 2 Nr. 1 und deren Vertreterinnen/Vertreter, die nicht in
durch die Stiftung fiir das sorbische Volk geforderten Einrich-
tungen beschiftigt sind, erhalten fiir ihre Tatigkeit in den Stif-
tungsgremien als Aufwandsentschidigung ein Sitzungsgeld in
Hohe von 50,00 Euro pro Sitzung, an der sie teilgenommen
haben.

Bei Vorlage eines Nachweises iiber tatsdchlich entgangenen
Verdienstausfall durch den Arbeitgeber oder eines Nachweises
iiber die Inanspruchnahme von Erholungsurlaub wird anstatt
des Sitzungsgeldes ein pauschalierter Ausgleich des entgange-
nen Verdienstes in Hoéhe von 150,00 Euro pro Sitzung gezahlt.
Dies gilt nicht fiir Mitglieder des Stiftungsrates und deren Ver-
treterinnen/Vertreter, die in von der Stiftung geforderten Ein-
richtungen beschéftigt sind.

(3) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende des Stiftungsrates erhalt
ein Sitzungsgeld in Héhe von 300,00 Euro pro Sitzung, an der
sie/er teilgenommen hat.

(4) Abweichend von § 10 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 betrigt die
Hohe des Sitzungsgeldes fiir Beratungen des Fachbeirates fiir
Projektforderung einheitlich 25,00 Euro. Es besteht kein An-
spruch auf Zahlung eines pauschalierten Ausgleichs des ent-
gangenen Verdienstes gemél Abs. 2 Satz 2.

§ 11
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind - auch nach ihrem Aus-
scheiden aus dem jeweiligen Gremium - verpflichtet, iiber An-
gelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz, Organ-
beschluss oder besondere Anordnung vorgeschrieben ist, Ver-
schwiegenheit zu wahren.

§12
Beschiiftigte

(1) Fiir die Arbeitsverhiltnisse der Bediensteten sowie die Ver-
tragsverhdltnisse der Auszubildenden sind die im Freistaat
Sachsen geltenden Bestimmungen mafigebend.

(2) Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter der Bediensteten der
Stiftung ist die Direktorin/der Direktor.

§13
Signet

Die Stiftung macht sich in der Offentlichkeit durch ein eigenes
Signet kenntlich. Uber dessen Ausgestaltung entscheidet der
Stiftungsrat.

§ 14
Verkiindung

Diese Satzung wird in deutscher, ober- und niedersorbischer
Sprache verkiindet.

§15
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung ist vom Stiftungsrat am 12. Mai 2020 be-
schlossen worden.

(2) Die Satzung tritt am 1. Juni 2020 in Kraft.

(3) Die Satzung der Stiftung fiir das sorbische Volk vom
20. Mirz 2002, zuletzt gedndert am 4. April 2017, tritt am
1. Juni 2020 aufler Kraft.

(4) Die Satzung wird in den Amtsbldttern des Landes Branden-
burg und des Freistaates Sachsen verdftentlicht.

Susann Schenk
Vorsitzende des Stiftungsrates

Wustawki
Zalozby za serbski lud

wot 12. maja 2020

Psipoznawajucy wolu serbskego luda, swoju réc, kulturu a
identitu teke w pSichoze zdzarzas, a wuchadajucy z pSawow
Serbow, zapisanych we wustawoma Kraja Bramborska a Li-
chotnego stata Sakska, stej wotzamknutej Kraj Bramborska a
Lichotny stat Sakska 28. awgusta 1998 Statne dogrono za wu-
tworjenje pSawozamodzneje zalozby zjawnego pSawa.
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Na zaktaze artikla 6 wotst. 2 Statnego dogrona wobzamknjo
Zalozbowa rada

§1

Mé, psawniska forma a sedlo

Zalozba ma mé ,,Zalozba za serbski lud“. Nimski se jej groni
HStiftung fiir das sorbische Volk“. Wéna jo pSawozamozna
zatozba zjawnego pSawa ze sedtom w Budysynje.

§2

Zamér zalozby

(1) Zameér zalozby jo wopléwanje a spéchowanje serbskeje récy
a kultury ako znamjeni identity serbskego luda.

(2) Zamér zalozby se zwopSawdnijo pSedewSym psSez:

1. spéchowanje institucijow, kenz wopléwaju wumélstwo,
kulturu a domowniske tradicije Serbow;

2. spéchowanje pSedewzeSow dokumentacije, publikacije a
prezentacije serbskego wumélstwa a serbskeje kultury a
ps$ez sobustatkowanje psi takich psedewzesach;

3. spéchowanje zdzarzanja a dalejwuwisa serbskeje récy
a kulturneje identity teke w serbskich kubtanskich a
weédomnostnych institucijach a takich, kenz stuze to$ tym
zaméram;

4. spéchowanje zdzarzanja serbskeje identity w zjawnos¢i,
w powolanskem zywjenju a w zgromadnem Zzywjenju
serbskeje a njeserbskeje ludnoscéi;

5. spéchowanje projektow a psedewzesow, kenz shuze
dorozmés$eju mjazy ludami a zgromadnemu z¢€toju z drugi-
mi ludowymi kupkami a narodnymi mjenSynami w Europje
ako teke wopléwanju historiski wuwitych zwiskow mjazy
Serbami a stowjanskimi susedami w zmysle twarjenja
mostow mjazy Nimskeju a srjejzneju a podzajtsneju Euro-
pu;

6. sobustatkowanje p$i wugdtowanju statnych a drugich pro-
gramow, kenz nastupaju zamér zatozby.

(3) Zatozba smé&jo by$ nosar institucijow, kenz spoinjuju na-
dawki wotpoweédnje wotst. 2.

(4) Zalozba stajijo sebje bzez wuwze$a a njepdsrédnje
towariSnostnje wuzytne zaméry w zmysle pddstawka ,,Zaméry
z dankowymi I€pSynami“ Dankowego poréda ze 16. mérca
1976 (BGBLI b. 613) we wotpoweédnje ptasecej wersiji.

§3

ZamozZenje zalozby, wobzélenje na financérowanju
(1) Zamozenje zatozby wobstoj z:

1. njepdégibnych weécow, to groni gruntow wotpowédnje
psitoze k artikloju 3 wotst. 1 sada 2 Statnego dogrona,

2. poégibnych wécow, kenz su donénta do swojstwa Lichotne-
go stata Sakska stusali a se za zaméry pSawonjezamozneje
zatozby wuzywali,

3. na zaméry wézanego financnego zamodzenja péd stawje z
1. januara 1999 we wusokos¢i wot 2 535 711,49 markow
(1296 488,70 euro), kenz ma se bzezwuwzesnje ako nomi-
nalna gdédnota (zaktadne zamdzenje) zdzarzas.

4. pozélow towariSnikow na Serbskem ludowem ansamblu
gGmbH a na Ludowem naktadnistwje Domowina GmbH.

Po artiklu 3 wotst. 1 sada 2 Statnego dogrona wostanjo wot
Lichotnego stata Sakska zatozbje psenjasone zamozenje trajnje
w zalozbowem zamoézenju.

(2) Za spolnjenje zalozbowego zaméra dostawa zatozba I&tne
psiptasonki Lichotnego stata Sakska, Kraja Bramborska a
Zwézka p6 Tsesem financérowanskem dogronje z dnja 15. feb-
ruara 2016. Wusej togo smé&jo wona dostas dalSnu financielnu
podpéru Zweézka a krajowu.

(3) Zatozba jo wopSawnjona, za spolnjenje zatozbowego zaméra
financielnu poédpéru a dodatne dary tSesich pSiwzes.

(4) Wunoski ze zatozbowego zamodzenja a dalSne nabranki
maju se jano za spolnjenje zatozbowego zaméra wuzywas.

§4
Organy zaloZby

Organy zalozby su:

1. Zalozbowa rada
2. Parlamentariska p$irada a
3. direktorka/direktor.

§5

Zalozbowa rada

(1) Zatozbowa rada rozsuzujo we wsyknych nastupnoséach
zatozby, dalokoz Statne dogrono abo wustawki wuraznje nic
drugego njepsedwize.

Zalozbowa rada rozsuzujo psedewSym wo:

péwotanju a wotwotanju powotanja direktorki/direktora,
zwéscéenju etatowego plana a financnego planowanja,
zwéscenju konclétnego wotlicenja,

wulichowanju direktorki/direktora,

wustawkach zatozby,

wudasu spéchowanskich smérnicow,

spéchowanju projektow.

N R LD

Zatozbowa rada doglédujo za wugbasim jadnarstwa direktorki/
direktora.

(2) Zatozbowej raze psistusaju ako ctonki:

1. Ses¢ zastupnicow/zastupnikow serbskego luda, z kétarychz
se pomjeniju styri z Lichotnego stata Sakska a dwa z Kraja
Bramborska,

2. dwe zastupnicy/dwa zastupnika Zwezka,

3. dwe zastupnicy/dwa zastupnika Lichotnego stata Sakska,
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4. dwe zastupnicy/dwa zastupnika Kraja Bramborska,

5. dw¢ zastupnicy/dwa zastupnika, kotarejz se pomjenijotej
we wobjadnos¢i wot Sakskego wokrejsnego sejma a Saks-
kego sejma méstow a gmejnow pd dojadnanju z teritorial-
nymi zjadnosenstwami w nimsko-serbskem sedlenskem
teritoriumje Lichotnego stata Sakska,

6. jadna zastupnica/jaden zastupnik, kotaraz/kotaryz se pom-
jenijo we wobjadnos¢i wot wokrejsnego sejma a Zwézka
meéstow a gmejnow Kraja Bramborska p6 dojadnanju z te-
ritorialnymi zjadno$enstwami w starodawnem sedlenskem
rumje Kraja Bramborska.

(3) Zastupnice/Zastupniki pd wotst. 2 co. 1, 5 a 6 wugbaju swo-
jo Z&to cesnoamtski. Za kuzdego cesnoamtskego clonka
Zalozboweje rady se pomjenijo jadna zastupnica/jaden zastup-
nik. Cesnoamtske ctonki statkuju styri I¢ta.

(4) Zatozbowa rada wuzwolijo zestjejza swojich clonkow
psedsedarku/psedsedarja a jeje zastupnicu/jogo zastupnika abo
nékotare zastupnice/zastupniki na styri léta. W paze, az se
nékotare zastupnice/zastupniki wuzwoéluju, ma se k zawéscéenju
z¢tazamoznoséi zatozby w paze zastupnistwa jasny sléd zastup-
nikow postajis. Psedsedarka/Psedsedat Zatozboweje rady njesméjo
se psesiwo weétSynje zastupnicow/zastupnikow po wotst. 2 co.
1 wuzwolis.

(5) Wobzamknjenja Zatozboweje rady se psiwzeju z jadnoreju
wétSynu wotedanych glosow. Za wudase a zménu wustawkow
ako teke za podwotanje direktorki/direktora jo pSiglosowanje
dweju tsesinowu clonkow Zalozboweje rady trébne. W
gospodarskich nastupnoscach jo pSiglosowanje wSyknych za-
stupnicow/zastupnikow p6 wotst. 2 co. 2 do 4 trébne. Joli za-
stupnica/zastupnik Zatozboweje rady pd wotst. 2 co. 1, 5 a
6 zrownju pSistajona/p$istajony jadneje institucije, kenz se
wot zatozby spéchujo, jo wona/won w nastupnoscach, kenz
to§ tu instituciju njeposrédnje potrjefiju, z wobradowanja a
wotglosowanja wuzamknjona/wuzamknjony.

§6

Zalozbowa komisija

(1) Zatozbowa komisija jo wubérk Zatozboweje rady. Komisiji
psistusa pé&s ctonkow Zatozboweje rady pod § 5 wotst. 2 co. 1, w
paze zajzowanja jich zastupnice/zastupniki. Woni se pomjeniju
wot Zatozboweje rady. Dalej komisiji psistusaju jadna zastup-
nica/jaden zastupnik Zwézka, jadna zastupnica/jaden zastupnik
Kraja Bramborska a jadna zastupnica/jaden zastupnik Lichot-
nego stata Sakska. Woni se pomjeniju pSecej wot Zweézka a
delegérujuceju krajowu a se wobksusiju wot Zatozboweje rady.
Wécywuznate z péradnym glosom moégu se do zéta komisije
zap$égnus.

(2) Nadawki Zatozboweje komisije su psedewSym:

a) psespytowanje p$edtogi etatowego plana a financnego pla-
nowanja,

b) psespytowanje pSedtogi konclétnego wétlicenja,

c) psigotowanje posejzenjow Zatozboweje rady,

d) psigotowanje rozsudow wo spéchowanskich zasadach a
smérnicach zatozby,

e) psigotowanje rozsudow Zatozboweje rady nastupajucy pro-
jektne pSedewzesa a jich priority, dalokoz to$ te wustawki
nic drugego njepostajiju.

(3) Direktorka/Direktor zatozby psigdtujo pdsejzenja Zatozboweje
komisije. Wona/Woén nawjedujo Zatozbowu komisiju bzez pSawa
glosowanja.

(4) Zatozbowa komisija jo k wobzamknjenjam wopsSawnjona,
jolic su ps$ibytne nanejmjenjej styri z jeje ku glosowanjeju
wopsSawnjonych ctonkow.

(5) Wobzamknjo se w zjawnem wotglosowanju a z jadnoreju
weétSynu.

(6) Zatozbowa rada sméjo Zatozbowej komisiji p§ez wobzam-
knjenje dalS$ne pSawa psenjas¢. Wuwzete z togo su nadawki po
artiklu 6 wotst. 3 Statnego dogrona a rozdawanje etatowych
srédkow.

(7) Clonki Zatozboweje rady pé § 5 wotst. 2 cysto 1 a jich
zastupnice/zastupniki pé6 § 5 wotst. 3 sada 2 wutwoériju w
Zatozbowej komisiji fachowu psiradu za projektowe spéchowanje.
Fachowa psirada wotedajo za wsykne k pdstajonemu terminoju
zapddate pSosby na projektowe spéchowanje, pd potrjebje po
stySanju fachnikow, dopérucenje k spéchowanju.

§7

Parlamentariska pSirada

Parlamentariska p$irada podpérujo a porazujo Zatozbowu radu.
Zestajenje Parlamentariskeje psirady se postajijo po artiklu 9
Statnego dogrona. Ps$edsedatka/Psedsedaf Parlamentariskeje
psirady mézo se na posejzenjach Zatozboweje rady z poradnym
glosom wobzelis.

§8
Direktorka/Direktor

(1) Direktorka/Direktor se wot Zatozboweje rady za cas az
do sedym 1¢t wustajijo. Wona/Woén stajijo wobzamknjenja
Zatozboweje rady a Zatozboweje komisije do statka a rédujo
nastupnos¢i zatozby.

K tomu stuSaju:

a) zastupowanje zalozby ps$ed sudnistwom a zwenka njogo,

b) pSawniske nastupnoséi, kenz su zwézane ze zastojanim
zatozby a se pSawidlownje wospjetuju,

¢) psSawniske nastupnosci, kenz su zwézane z psewjezenim a
wotwijanim trajnych dogronow,

d) wotzamknjenje z&towych dogronow z psistajonymi zatozby,

e) rozsuzenje wo financielnych pddpérach az do wusokosci
25,0 tys. euro w ramiku srédkow, kenZ zalozbje 1¢tnje k dis-
poziciji stoje,

f) zestajenje psedlogi etatowego plana za slédujuce etatowe
léta,

g) wzese kasu mocnjecych kreditow za nachylne powusenje
etatowych srédkow zalozby we wusokos¢i az do 5 %
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wobzamknjonego 1€tnego etata, jolic su woni trébne k zaru-
cenju pSawniski zawézujucych ptasenjow,

h) psigotowanje posejzenjow zatozbowych gremijow,

i) wobstawne resp. p$i njedocakanych nastupnos¢ach mimo
komuzenja se wotméwajuce informérowanje ctonkow
zatozbowych gremijow.

(2) Psislédujucych psawniskich nastupnoscach jo psigtosowanje
Zalozboweje rady trébne:

a) wotzamknjenju, zménje a wupoweézenju psistajenskich do-
gronow ze sobuzetaserkami/sobuzétaserjami zatozby wot
mytoweje kupki 13 TV-L ako teke psizwolenju dalsnych
nad- abo zwenkatarifowych wugbasow, njep$ekrotcujucych
po § 40 Gospodarskego poréda Lichotnego stata Sakska
trébne zapségnjenje Sakskego statnego ministarstwa finan-
cow,

b) powolanju a wotwotanju jadnarkow/jadnarjow serbskich
institucijow, kotarychz jadnucki towarisnik jo zatozba,

¢) wzesu pozyconkow na dlej ako jadno I1&to, psewzesu rucen-
jow a wotzamknjenju rukowanskich dogronow,

d) dogronach wo gruntach a gruntam se rownajucych pSawach,
e) powotanju, wulichowanju a wotwotanju psiradow serbskich
institucijow, kotarychz jadnucki towarisnik jo zalozba,

f) zménje towarisnostnych dogronow serbskich institucijow,
kotarychz jadnucki towarisnik jo zatozba.

(3) Direktorka/Direktor psedpotozyjo fachowej psiraze za pro-
jektowe spéchowanje p6 wotbézenju postajonego termina za
zapddanje pSosby za kuzde poll€to zabranje zapdodatych pSosbow
na projektowe spéchowanje.

(4) Psedsedarka/Psedsedar Zatozboweje rady zastupujo zalozbu
psed sudnistwom a zwenka njogo napsesiwo direktorce/direk-
toroju.

§9

WijezZenje etata, pSespytowanje financow
(1) Etatowe I¢to zatozby jo kalendariske 1&to.

(2) Psedloga etatowego plana zalozby ma se kuzde 1éto zawca-
sa do zachopjenka etatowego léta wot direktorki/direktora
zestajis. Psedtoga se wobradujo z pjenjezedawarjami, po potrje-
bje se zménijo a poétom se psSedpolozyjo Zalozbowej raze
k wobzamknjenju. P6 wobzamknjenju Zatozboweje rady a
psigltosowanju psawniskego doglédowego zastojnstwa se eta-
towy plan zatozby w formje gdspodarskich wustawkow wudajo
a w sakskem a teke bramborskem amtskem topjenje wozjawijo.

(3) Za etatowe a kasowe nastupnoséi, za knigltywjezarnistwo,
za wotlicenje ako teke za p$espytowanje financow zalozby se
wotpowednje natozuju postajenja, plasece za statne zastojnst-
wo Lichotnego stata Sakska.

(4) W6 nabrankach a wudankach ako teke wo zamozenju a
dlugach zalozby ma direktorka/direktor 1étnje rozpsawjas. Zas-
tojnstwowe psespytowanje gospodarjenja zatozby a natozowanja
srédkow wotpowednje postajenjam wugba nejwuse zastojnstwo
Sakskeje, kotarez jo pSistusne za nastupnoséi Serbow. Wuslédk

psespytowanja se drugima pjenjezedawarjoma (Zwézkoju, Kra-
joju Bramborska) pisnje k wés¢i dajo. Kazniske psespytowanske
psawa Zwézkowego finance pSespytowanskego zastojnstwa,
Sakskego finance ps$espytowanskego zastojnstwa a Krajnego
finance psespytowanskego zastojnstwa Bramborska se psez to
njedosegnu.

§ 10
Zarownanje clonkow zaloZbowych gremijow

(1) Cesnoamtske ctonki Zatozboweje rady a jich zastupnice/
zastupniki, cesnoamtske ctonki Zatozboweje komisije a jich
zastupnice/zastupniki ako teke cesnoamtske clonki fachoweje
psirady za projektowe spéchowanje maju pSawo na zarownanje
jézdnych wudankow za jézdy k posejzenjam zatoZbowych gre-
mijow a k internym klawsurnym podsejzenjam wotpowédnje
Sakskeje kazni wo jézdnych wudankach.

(2) Cesnoamtske ctonki Zatozboweje rady pd § 5 wotst. 2 co. 1
a jich zastupnice/zastupniki, kenz njejsu psistajone we wot
Zatozby za serbski lud spéchowanych institucijach, dostawaju
za swojo z¢lo w zalozbowych gremijach ako zarownanje
swojich wudankow podsejzenske pjenjeze we wusokosci
50,00 euro za kuzde posejzenje, na kotaremz su se wobzelili.
Jolic se p$edlozyjo dopokaz wo napSawdnem tSusu myta psez
z¢todawarja abo dopokaz wo wzetem wodychanskem dowolu,
ptasi se mésto posejzenskich pjenjez pawsalérowane zarownan-
je tSutego myta we wusokoséi 150,00 euro na poésejzenje.
To njeptasi za clonki Zatozboweje rady a jich zastupnice/
zastupniki, ako su we wot zatozby spéchowanych institucijach
psistajone.

(3) PSedsedarka/Psedsedar Zatozboweje rady dostanjo pdsejzenske
pjenjeze we wusokoséi wot 300,00 euro za pdsejzenje, na
kétaremz jo se wobzélita/wobzélit.

(4) Wotchylecy wot § 10 wotst. 2 sada 1 a wotst. 3 wucyniju
pésejzenske pjenjeze za wobradowanja fachoweje psirady za
projektowe spéchowanje jadnotnje 25,00 euro. Njewobstoji
zedno pSawo na plasenje pawsalizérowanego wurownanja wu-
padnjonego myta p6 wotst. 2 sada 2.

§ 11
Winowatos¢ k mjelcanju

Ctlonki zalozbowych organow su - teke p6 spusc¢enju wotpowed-
nego gremija - winowate mjelcas wo nastupnoscach, kotarychz
zatajenje jo psez kazn, pSez wobzamknjenje jadnogo ze
zatozbowych organow abo psez wosebne postajenje psedpisane.

§12
Psistajone

(1) Za zelowe pomeéry psistajonych a za dogronowe poméry
wuknjencow se natozuju w Lichotnem stase Sakska ptasece pdsta-
jenja.

(2) Psistajonym zatozby stuzbnje psedstajona/psedstajony jo
direktorka/direktor.
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§13
Signet

Zatozba se prezentérujo w zjawnos¢i ze swojskim signetom.
W jogo wugdtowanju rozsuzijo Zalozbowa rada.

§ 14
Wozjawjenje

To$ te wustawki se wozjawiju w nimskej, gérno- a dolnoserbske;j
réey.

§15
Nabyse plasiwos¢éi

(1) Tos te wustawki su se wot Zatozboweje rady dnja 12. maja
2020 wobzamknuli.

(2) Wustawki nabydnu ptasiwos¢i dnja 1. junija 2020.

(3) Wustawki Zatozby za serbski lud wot 20. mérca 2002,
slédny raz zménjone dnja 4. apryla 2017, zgubiju k 1. juniju
2020 ptasiwosé.

(4) Wustawki se w amtskima lopjenoma Kraja Bramborska a
Lichotnego stata Sakska wozjawiju.

Susann Senkojc
psedsedarka Zatozboweje rady

Offentliches Auslegungsverfahren
zum geplanten Naturschutzgebiet
»dpreetal zwischen Neubriick und Fiirstenwalde

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz
Vom 2. Juni 2020

Der Minister fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des
Landes Brandenburg beabsichtigt, das Gebiet ,,Spreetal zwi-
schen Neubriick und Fiirstenwalde* in einem formlichen Verfah-
ren gemaf § 9 des Brandenburgischen Naturschutzausfithrungs-
gesetzes vom 21. Januar 2013 (GVBI. I Nr. 3) in Verbindung mit
§ 22 Absatz 1 und 2, § 23 und § 32 Absatz 2 und 3 des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), von
denen § 23 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. August 2016
(BGBI. I S. 1972) gedndert worden ist, sowie § 8 Absatz 1 und 3
des Brandenburgischen Naturschutzausfithrungsgesetzes und § 4
Absatz 1 der Naturschutzzustdndigkeitsverordnung vom 27. Mai
2013 (GVBL II Nr. 43) durch den Erlass einer Rechtsverordnung
als Naturschutzgebiet festzusetzen.

Das geplante Naturschutzgebiet liegt im Landkreis Oder-Spree.
Von der geplanten Unterschutzstellung sind folgende Flachen
ganz oder teilweise betroffen:

Stadt/Gemeinde: Gemarkung: Flur:
Berkenbriick Berkenbriick 2,5bis 9;
Briesen (Mark) Neubriick Forst 1,3,5,7;
Fiirstenwalde/Spree Fiirstenwalde/Spree 21, 45;
Langewahl Langewahl 2,4,
Madlitz-Wilmersdorf ~ Madlitz Forst I;
Rietz-Neuendorf Alt Golm 5,6,7;
Drahendorf 1,2, 4,
Neubriick 1bis 7,9, 14.

Der Verordnungsentwurfund die dazugehorigen Karten werden
erneut offentlich ausgelegt, da Anderungen an dem Entwurf
von 2018 vorgenommen wurden.

Der Entwurf der Verordnung und die dazugehorigen Karten
werden daher

im Zeitraum vom 3. August 2020
bis einschlieflich 4. September 2020

bei den folgenden Auslegungsstellen wéhrend der iiblichen
Dienststunden zu jedermanns Einsicht erneut 6ffentlich ausge-
legt:

1. Stadt Fiirstenwalde/Spree
Fachgruppe Stadtplanung
Am Markt 4
15517 Fiirstenwalde/Spree

2. Amt Odervorland
Bauamt
Bahnhofstrafle 3 - 4
15518 Briesen (Mark)

3. Amt Scharmiitzelsee
Bauamt
Forsthausstrafle 4
15526 Bad Saarow

4. Gemeinde Rietz-Neuendorf
Bauamt
Fiirstenwalder Straf3e 1
15848 Rietz-Neuendorf

5. Landkreis Oder-Spree
Umweltamt
- untere Naturschutzbehorde -
Breitscheidstrafie 5 Haus E
15848 Beeskow

Waihrend der Auslegungsfrist kénnen nach § 9 Absatz 2 Satz 2
des Brandenburgischen Naturschutzausfithrungsgesetzes von je-
dem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf der
Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den obigen
Auslegungsstellen oder dem Ministerium fiir Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg, Linden-
stralle 34 a in 14467 Potsdam, vorgebracht werden. Die vorge-
brachten Bedenken und Anregungen miissen den Namen, den
Vornamen und die genaue Anschrift der Person enthalten. Beden-
ken und Anregungen, die sich auf Grundstiicke bezichen, sollen
Gemarkung, Flur und Flurstiick der betroffenen Flache enthalten.
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Die bereits wihrend der ersten Auslegung der Unterlagen
im Zeitraum vom 20. Miirz 2018 bis einschliefllich 20. April
2018 beziehungsweise 25. Mai 2018 eingereichten Bedenken
und Anregungen behalten ihre Giiltigkeit, soweit sie nicht
von den Anderungen betroffen sind.

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Ab-
satz 2 Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzausfiihrungs-
gesetzes bis zum Inkrafttreten der Verordnung, jedoch ldngs-
tens drei Jahre mit der Moglichkeit der Verlangerung um ein
weiteres Jahr, alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den
Schutzgegenstand nachteilig zu verdndern (Verdnderungssper-
re).

Die zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ausgeiibte rechtma-
Bige Bodennutzung und rechtméBige Ausiibung der Jagd bleibt
gemdl § 9 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutz-
ausfithrungsgesetzes von der Verdnderungssperre unberiihrt.

Diese Bekanntmachung und im Auslegungszeitraum der Ent-
wurf der Verordnung mit Karten zum geplanten Naturschutz-
gebiet ,,Spreetal zwischen Neubriick und Fiirstenwalde sowie
der Hinweis zum Datenschutz gemél Artikel 13 der Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) kénnen auch wie folgt im
Internet eingesehen werden:

https://mluk.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren.

Zweite Anderung des Erlasses zu
Sicherheitsleistungen bei Abfallentsorgungsanlagen

Erlass des Ministeriums fiir Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz
Vom 12. Juni 2020

Der Erlass Nummer 5/1/10 zu Sicherheitsleistungen bei Abfall-
entsorgungsanlagen des Ministeriums fiir Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz vom 18. Oktober 2010 (ABI. S. 1778),
der durch den Erlass vom 28. Oktober 2016 (ABL. S. 1471) ge-
andert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 1.1 wird Satz 4 durch folgende Sétze ersetzt:

,,Fur Abfille, die nicht vermieden werden, ist auf Grund der
Antragsunterlagen der Verwertungs- und Beseitigungsweg
zu iberpriifen; dazu gehort auch die Darlegung, von wem
und fiir welche Zeit die Entsorgung ibernommen wird und
dass die Verwertung und Beseitigung rechtlich und tatsach-
lich durchfiihrbar ist. Als Erkenntnisquelle kann zuriickge-
griffen werden auf die Allgemeine Verwaltungsvorschrift
des Ministeriums fiir Landliche Entwicklung, Umwelt und
Verbraucherschutz zur Vermeidung, Verwertung und Besei-
tigung von Abfillen nach § 5 Absatz 1 Nummer 3 des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes vom 20. Mérz 2006 (ABI.
S. 290, siche auch Internetpfad: https://www.brandenburg.
de/media/2162/54_20.pdf) - vor allem Nummern 4.2.4 und
4.2.5; diese Verwaltungsvorschrift ist aus formalen Griin-
den auBer Kraft getreten und soll zeitnah novelliert werden.
Gleichermafen sind die von der EU-Kommission auf der
Grundlage von Artikel 13 der Richtlinie 2010/75/EU iiber
Industrieemissionen ver6ffentlichten BVT-Merkblatter mit
den Beschreibungen von Maflnahmen zur Abfallbehandlung
sowie der damit zusammenhdngenden Lagerung (Durch-
fiihrungsbeschluss [EU] Nr. 2018/1147 iiber Schlussfolge-
rungen zu den besten verfligbaren Techniken [BVT] fiir die
Abfallbehandlung) bei der Priifung des Plans zur Behand-
lung der Abfille zu beriicksichtigen.*

2. Nummer 2.1 wird wie folgt geéndert:

a) Die Sétze 3 bis 5 werden durch die folgenden Sétze 3
bis 7 ersetzt:

»Zu den Kosten der Abfallentsorgung zdhlen unter an-
derem die notwendige Analyse, Behandlungs-, Lage-
rungs-, Verlade- und Transportkosten zuzliglich Mehr-
wertsteuer. Die Entsorgungskosten sind am negativen
Marktwert der potenziell zu entsorgenden Abfille zu
orientieren. Die zustédndige Behorde kann zur einheitli-
chen Vorgehensweise Festlegungen zur Berechnung
der Sicherheitsleistung treffen und dabei auch pauscha-
le Betridge beispielsweise fiir Nebenkosten in Ansatz
bringen. Fiir Abfille, die einen positiven Marktwert
aufweisen, bedarf es keiner Sicherheitsleistung. Von ei-
nem positiven Marktwert kann nur ausgegangen wer-
den, wenn der zu erzielende Erlos die anfallenden Ne-
benkosten, wie Analyse-, Behandlungs-, Verlade- und
Transportkosten, libersteigt.*

b) Die Sétze 6 bis 15 werden die Sétze 8 bis 17.
c) Der neue Satz 12 wird wie folgt gefasst:

»Bei der Hohe der zukiinftigen Entsorgungskosten sol-
len die iiblichen Entsorgungskosten des Abfallwirt-
schaftsmarkts zugrunde gelegt werden.*

3. In Nummer 2.2 wird Satz 8 durch folgenden Satz ersetzt:

,Patronatserkldrungen (Konzernbiirgschaften) kommen als
Sicherheitsleistung ebenfalls nicht in Betracht, da sie bei
einer Gesamtschau moglicher Risiken vor allem wegen der
wirtschaftlichen Abhédngigkeit des Pflichtigen vom ,Patron*
(Konzern) die ausreichende Insolvenzfestigkeit nicht auf-
weisen (VG Stuttgart, Urt. v. 29.01.2019 - 5 K 33/17;
siche auch zum Abfallrecht VG Halle, Urt. v. 23.01.2013 -
2A197/13).

1I.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veroffentlichung im Amts-
blatt fiir Brandenburg in Kraft.
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Anordnung
iiber die Vertretung des Landes Brandenburg
im Geschiftsbereich des Ministeriums fiir Soziales,
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz
(Vertretungsordnung MSGIV Bbg)

Vom 9. Mirz 2020

1 Anwendungsbereich

1.1 Diese Anordnung gilt fiir die Vertretung des Landes Bran-
denburg im Geschiftsbereich des Ministeriums fiir Sozia-
les, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz (MSGIV)
bei allen rechtserheblichen Handlungen, insbesondere bei
Rechtsgeschiften, in Verfahren vor Gerichten und in Ver-
waltungsverfahren.

1.2 Zur Vertretung berufen sind als oberste Landesbehdrde das
MSGIV, als Landesoberbehorden das Landesamt fiir Ar-
beitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG) und
das Landesamt fiir Soziales und Versorgung (LASV) sowie
als Einrichtung des Landes das Brandenburgische Landes-
institut fiir Rechtsmedizin (BLR).

1.3 Die in dieser Anordnung getroffenen Regelungen gelten
unbeschadet der Vertretungsregelungen, die durch Gesetz,
Rechtsverordnung oder in anderen Verwaltungsvorschrif-
ten getroffen werden. Vorrangig zu beachten sind daher ins-
besondere

- die Beamtenzustindigkeitsverordnung MASGF vom
8. Januar 2013 (GVBI. II Nr. 3), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 1. August 2016 (GVBL II Nr. 41) geén-
dert worden ist,

- die Reisekostenzustindigkeitsiibertragungsverordnung
MASGF vom 26. Mérz 2010 (GVBL II Nr. 17), die zu-
letzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 25. Januar
2016 (GVBI. I Nr. 5) gedndert worden ist,

- die Widerspruchszustindigkeitsverordnung MASGF vom
23. Oktober 1995 (GVBI. II S. 647) und

- der Runderlass zur Ubertragung personalrechtlicher Be-
fugnisse fiir Tarifbeschéftigte im Geschiftsbereich des
Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie vom 20. Juli 2016 (ABL. S. 846).

2 Prozessvertretung

2.

j—

Vor den Gerichten wird das Land Brandenburg im Ge-
schéftsbereich des MSGIV von jeweils derjenigen Behorde
beziechungsweise Einrichtung nach Nummer 1.2 vertreten,
deren Zustindigkeitsbereich beriihrt ist.

2.2 Zur Erteilung von Prozessvollmachten befugt ist

- im MSGIV die Zentralabteilungsleitung und die Refe-
ratsleitung des Justiziariats,

- im LASV und LAVG die jeweilige Leitung des Landes-
amts,

- im BLR die Leitung der Einrichtung.

2.3 Die Vollmacht schlie3t die Berechtigung zur Erteilung von
Untervollmachten ein.

2.4 Prozessbevollmidchtigte diirfen Vergleiche und Anerkennt-
nisse grundsétzlich nur auf Widerruf schlie3en.

3 Unterrichtung

3.1 Das MSGIV ist von den in Nummer 1.2 genannten Lan-
desoberbehorden und der genannten Einrichtung iiber ge-
richtliche Verfahren zu unterrichten, sofern der Streitwert
50 000 Euro iibersteigt oder das Verfahren von grundsétz-
licher Bedeutung ist. Das MSGIV ist in diesen Fillen von
der Einlegung oder Nichteinlegung von Rechtsmitteln zu
unterrichten.

3.2 Die Unterrichtung hat so frithzeitig zu erfolgen, dass das
MSGIV noch Einfluss auf wesentliche Entscheidungen
nehmen kann.

3.3 Die Unterrichtung soll einen begriindeten Vorschlag zum
weiteren Vorgehen enthalten. Termine und Fristen sind deut-
lich hervorzuheben.

3.4 Grundsitzliche Bedeutung ist insbesondere dann gegeben,
wenn Rechtsfragen erstmals entschieden werden, die Ent-
scheidung iiber den Einzelfall hinaus préjudizielle Auswir-
kungen haben kann oder der Sachverhalt Gegenstand 6f-
fentlicher Aufmerksamkeit ist.

3.5 Die Pflicht zur Unterrichtung umfasst den gesamten Instan-
zenzug.

4 Verwaltungsverfahren

4.1 In Verfahren vor Behorden gilt fiir die Vertretung Num-
mer 2.1 entsprechend.

4.2 Das MSGIV ist von den in Nummer 1.2 genannten Lan-
desoberbehorden und der genannten Einrichtung iiber Ver-
fahren von grundsétzlicher Bedeutung zu unterrichten. Die
Nummern 3.2 bis 3.4 gelten entsprechend.

5 Rechtsgeschiiftliche Vertretung

Fiir die Vertretung in zivilrechtlichen Angelegenheiten gel-
ten die Nummern 2.1 und 4.2 entsprechend. Dariiber hinaus
ist das MSGIV bereits vor der Aufnahme von Vertragsver-
handlungen zu unterrichten, sofern dem Vertrag grundsitz-
liche Bedeutung zukommt.

6 Zustindigkeitsvorbehalt

Das MSGIV kann fiir die Vertretungszustdndigkeiten jeder-
zeit im Einzelfall oder fiir allgemein bestimmte Fille ab-
weichende Regelungen treffen. Insbesondere kann es die
gerichtliche Vertretung im Einzelfall jederzeit an sich zie-
hen oder auf eine andere Behorde oder Einrichtung nach
Nummer 1.2 iibertragen. Von der Entscheidung des MSGIV
ist das zustidndige Gericht rechtzeitig zu unterrichten.
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7 Behorden- und Einrichtungsvertretung

7.1 Die zur Leitung berufenen Personen der Behdrden nach
Nummer 1.2 sind als oberste Organwalter ihrer Behorden
stets ohne besondere Ermédchtigung zur Vertretung ihrer
Behorden berechtigt und damit fiir diese handlungsbefugt.
Sie konnen ihre Vertretungsbefugnisse iibertragen.

7.2 Nummer 7.1 gilt fiir die Leitung der in Nummer 1.2 ge-
nannten Einrichtung entsprechend.

7.3 Die Beschiftigten der in Nummer 1.2 zur Vertretung beru-
fenen Behorden sind berechtigt, die Behorde innerhalb der
ihnen nach dem Geschiftsverteilungsplan zugewiesenen
Aufgabenbereiche im Rahmen ihrer Zeichnungsbefugnisse
nach auflen zu vertreten.

7.4 Nummer 7.3 gilt fiir die Beschéftigten der in Nummer 1.2
genannten Einrichtung entsprechend.

8 Inkrafttreten

Diese Anordnung tritt am Tag nach der Veréffentlichung im
Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.

Fortschreibung von Erstattungspauschalen

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Soziales,
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz
Vom 22. Juni 2020

Auf Grund des § 13 Absatz 6 der Landesauthahmegesetz-
Erstattungsverordnung vom 20. Oktober 2016 (GVBIL 1I
Nr. 56), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 1. Au-
gust 2019 (GVBIL. II Nr. 54 S. 2) gedndert worden ist, wird be-
kannt gemacht:

1. Die Pauschale nach § 4 Absatz 1 der Landesaufnahme-
gesetz-Erstattungsverordnung betrdgt ab dem 1. Januar 2020
2 446 Euro.

2. Die Pauschale nach § 5 Absatz 1 der Landesaufnahme-
gesetz-Erstattungsverordnung betrdgt ab dem 1. Januar 2020:

Unterbringung in
Landkreis (LK)/ Gemeinschafts- | Unterbringung
kreisfreie Stadt unterkunft oder in Wohnung
Wohnungsverbund
LK Dahme- 683578 € 6927,00 €
Spreewald
LK Elbe-Elster 6 835,78 € 6 702,00 €
LK Havelland 6 835,78 € 6 927,00 €
LK Markisch-
Oderland 6 835,78 € 6 702,00 €
LK Oberhavel 6 835,78 € 6 793,00 €
LK Oberspreewald- 6 802,78 € 6 702,00 €
Lausitz
LK Oder-Spree 6 926,78 € 7 038,00 €
LK Ostprignitz- 6835,78 € 6702,00 €
Ruppin
LK Potsdam-
Mittelmark 6 926,78 € 6 927,00 €
LK Prignitz 6 926,78 € 7 038,00 €
LK Spree-Neifie 6 835,78 € 6 702,00 €
LK Teltow-Flaming 6 802,78 € 6 702,00 €
LK Uckermark 6 926,78 € 7 038,00 €

Unterbringung in
Landkreis (LK)/ Gemeinschafts- | Unterbringung
kreisfreie Stadt unterkunft oder in Wohnung
‘Wohnungsverbund
Stadt Brandenburg 683578 € 6702,00 €
an der Havel
Stadt Cottbus 6 926,78 € 6 927,00 €
Stadt Frankfurt (Oder) 6 835,78 € 6 669,00 €
Stadt Potsdam 6 926,78 € 7 038,00 €
LK Barnim 6 802,78 € 6 702,00 €

Die Pauschale nach § 6 Absatz 1 Satz 1 der Landesauf-
nahmegesetz-Erstattungsverordnung betrdgt ab dem 1. Ja-
nuar 2020 890 Euro.

Die Pauschale nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 der Lan-
desaufnahmegesetz-Erstattungsverordnung betrdgt ab dem
1. Januar 2020 76 360 Euro.

Die Pauschale nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der Lan-
desaufnahmegesetz-Erstattungsverordnung betrdgt ab dem
1. Januar 2020 76 360 Euro.

Die Pauschale nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 der Lan-
desaufnahmegesetz-Erstattungsverordnung betriagt ab dem
1. Januar 2020 1 992 Euro.

Die Pauschale nach § 8 Absatz 1 Satz 2 der Landesaufnah-
megesetz-Erstattungsverordnung betridgt ab dem 1. Januar
2020 22,37 Euro.
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Errichtung und Betrieb von einer Windkraftanlage
in 15913 Miirkische Heide OT Klein Leine

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 7. Juli 2020

Die Firma Vergil ApS & Co. KG, Industriestrale 22 in
25813 Husum beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in 15913 Mairkische
Heide OT Klein Leine auf dem Grundstiick in der Gemarkung
Klein Leine, Flur 2, Flurstiick 718 eine Windkraftanlage zu er-
richten und zu betreiben.

Fiir das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von einer Windkraftanlage des Typs Vestas V-136 mit
einem Rotordurchmesser von 136 m, einer NabenhGhe von
166 m und einer Gesamthdhe von 237 m zuziiglich 3 m Funda-
menterhdhung. Die Leistung soll 3,45 MW betragen. Das Vor-
haben umfasst weiterhin Fundament, Kranstellfliche und Zu-
wegung zur Windkraftanlage sowie die zeitweilige beziehungs-
weise dauerhafte Umwandlung von Wald in eine andere Nut-
zungsart.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 A
der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVPQG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im 3. Quartal 2021 vorge-
sehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 15. Juli 2020 bis
einschliellich 14. August 2020 im zentralen UVP-Portal des
Landes Brandenburg verdffentlicht (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Pla-
nungssicherstellungsgesetz - PlanSiG):
https://www.uvp-verbund.de/bb.

Die veroffentlichten Unterlagen enthalten auch die Untersu-
chungen zur Priifung der Umweltvertrédglichkeit, insbesondere
Angaben zu Schall und Schatten, UVP-Bericht, Auswirkungen
auf Avifauna, Flederméuse, Wasser und eine naturschutzfach-
liche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Dartiber hinaus wird im oben genannten Zeitraum der gesamte
Antrag im Landesamt fiir Umwelt, Abteilung Technischer Um-
weltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Stid, Von-Schon-
Strafle 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und in der Gemeinde
Mirkische Heide, Bauamt, Schlossstrale 13 A, 15913 Marki-
sche Heide OT GroB3 Leuthen ausgelegt und koénnen dort
wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden
(zusitzliches Informationsangebot nach § 3 Absatz 2 Satz 1
PlanSiG).

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur
Einhaltung der gesetzlich geforderten SchutzmaBnahmen fiir
die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vor-
herige telefonische Anmeldung unter den Nummern im
Landesamt fiir Umwelt unter 0355 4991-1421 oder per
E-Mail: T12@]Ifu.brandenburg.de und in der Gemeinde Mérki-
sche Heide, Bauamt, unter 035471 851-0 oder per E-Mail:
info@maerkische-heide.de notwendig.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15. Juli 2020 bis einschlieilich 14. Sep-
tember 2020 unter Angabe der Vorhaben-ID 50.035.00/T12
elektronisch an die E-Mail-Adresse T12@lfu.brandenburg.de
oder schriftlich beim Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungs-
verfahrensstelle Siid, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder
in der Gemeinde Mirkische Heide, Bauamt, Schlossstraf3e 13 A,
15913 Markische Heide OT Grof3 Leuthen erhoben werden.
Mit Ablauf dieser Frist sind bis zur Entscheidung {iber den
Genehmigungsantrag alle Einwendungen ausgeschlossen, die
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Fiir elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https:/Ifu.brandenburg.de/einwendungen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erdrterungstermin durchgefiihrt wird. Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erorterungstermin statt, so wird dies
nochmals gesondert offentlich bekannt gemacht. Gehen keine
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfallt der Erorte-
rungstermin.

Der Erdrterungstermin ist vorgesehen fiir den 28. Oktober
2020 um 10 Uhr im Gemeinderaum Grof3 Leine, Garten-
gasse 8 in 15913 Miirkische Heide OT Grof3 Leine. Dieser
Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobe-
nen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies flir die Priifung der
Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. Dazu
wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegen-
heit gegeben, ihre Einwendungen gegeniiber der Genehmigungs-
behorde und dem Antragsteller zu erlédutern. Kann die Erorte-
rung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der
Erérterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erortert
werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestitigung auf die schriftlichen oder per E-Mail
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische
Eingangsbestitigung.
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Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgeméfBen Durchfithrung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der
Entscheidung iiber die Einwendungen kann durch &ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchfithrung der Umweltvertriaglichkeitspriifung wurde
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgeméBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wiahrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBI. IS. 1041)

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgédnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBI.1S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2019 (BGBI. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBI. I S. 3882)

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2513)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer Windkraftanlage in 15236 Jacobsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 7. Juli 2020

Die Firma MLK Windpark Biegener Hellen Nr. 68 GmbH &
Co. KG, Lichtenberger Weg 4 in 15236 Jacobsdorf beantragt

die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG), auf dem Grundstiick 15236 Jacobsdorf in der
Gemarkung Pillgram, Flur 2, Flurstiick 85 eine Windkraftanlage
zu errichten und zu betreiben. (Az.: G02920)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des
Anhangs 1 der Verordnung {iber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Anderung eines Vorhabens
nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPQG).

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war fiir das bean-
tragte Vorhaben eine allgemeine Vorpriifung durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorge-
rufen werden. Mit erheblichen Beeintrachtigungen der Schutz-
giiter Mensch einschliefilich menschlicher Gesundheit, Flache,
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Beriicksichtigung der vom Antragsteller
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar.
Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBI.IS. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2019 (BGBL. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2513)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Berichtigung der éffentlichen Bekanntmachung
vom 9. Juni 2020 zur Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von einer Windkraftanlage
in 16259 Heckelberg-Brunow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 7. Juli 2020

Die Bekanntmachung des Ergebnisses der Feststellung des
Unterbleibens einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP) des
Antrages der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG, Park-
strale 1 in 14469 Potsdam auf Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Errichtung
und zum Betrieb von einer Windkraftanlage in 16259 Beiers-
dorf-Freudenberg am 10. Juni 2020 (ABI. S. 514) ist zu berich-
tigen. (Az.: GO1319)

Die Uberschrift lautet korrigiert wie folgt:

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von einer Windkraftanlage
in 16259 Heckelberg-Brunow

Der erste Absatz lautet korrigiert wie folgt:

Die Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG, Parkstralie 1 in
14469 Potsdam beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstiicken
in 16259 Heckelberg-Brunow in der Gemarkung Brunow,
Flur 3, Flurstiick 79 eine Windkraftanlage zu errichten und zu
betreiben. (Az.: GO1319)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen
in 17326 Briissow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 7. Juli 2020

Die Firma ENERTRAG Aktiengesellschaft, Gut Dauerthal in
17291 Dauerthal beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grund-
stiicken in 17326 Briissow, Gemarkung Trampe, Flur 1, Flur-
stiicke 40, 54 und 56 vier Windkraftanlagen zu errichten und zu
betreiben.

Fiir das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchfithrung einer
Umweltvertréiglichkeitspriifung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von vier Windkraftanlagen des Typs General Electric
GE 5.3 - 158 mit einem Rotordurchmesser von 158 m, einer
Nabenhohe von 161 m iiber Grund und einer Gesamthohe von
240 m iiber Grund. Die Nennleistung betragt 5,3 MW je Anlage.
Zu jeder Windkraftanlage gehoren Fundament, Zuwegung und
Kranstellflachen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 A
der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeits-
priifung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im Dezember 2020 vorgese-
hen.

Auslegung

Der gesamte Antrag ist wihrend der Auslegungszeit vom
15. Juli 2020 bis einschlieBlich 14. August 2020 im zentralen
UVP-Portal des Landes Brandenburg verdffentlicht (§ 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Planungssicherstellungsgesetzes - PlanSiG):
https://www.uvp-verbund.de/bb.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen
zur Priifung der Umweltvertrdglichkeit, insbesondere Angaben
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fleder-
mause, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine naturschutz-
fachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Dariiber hinaus werden der Genehmigungsantrag sowie die
dazugehorigen erforderlichen Unterlagen im Landesamt fiir
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Miillroser Chaus-
see 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt Briis-
sow, Nebengebdude Sitzungssaal, Obergeschof3, Prenzlauer Stra-
Be 8 in 17326 Briissow ausgelegt und konnen dort wéihrend der
Dienststunden von jedermann eingesechen werden (zusétzliches
Informationsangebot nach § 3 Absatz 2 Satz 1 PlanSiG).

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist
zur Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmalinah-
men fiir die Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen
eine vorherige telefonische Anmeldung unter den Nummern
im Landesamt fiir Umwelt unter 0335 5603182 oder per
E-Mail: T13@Ifu.brandenburg.de und im Amt Briissow unter
039742 86043 oder per E-Mail: j.lorenz@amt-bruessow.de not-
wendig.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 15. Juli 2020 bis einschliefilich 14. Sep-
tember 2020 unter Angabe der Vorhaben-ID G05219 schrift-
lich beim Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder elektro-
nisch an die E-Mail-Adresse: T13@Ifu.brandenburg.de sowie
beim Amt Briissow (Uckermark), Prenzlauer Strafle 8 in
17326 Briissow erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind
fir das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln be-
ruhen.
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Fiir elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https:/Ifu.brandenburg.de/einwendungen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob
ein Erorterungstermin durchgefiihrt wird. Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erdrterungstermin statt, so wird dies
nochmals gesondert 6ffentlich bekannt gemacht. Gehen keine
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfallt der Erorte-
rungstermin.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen fiir den 13. Oktober
2020 um 10 Uhr im ,,Dorfkrug Wallmow*, Wallmow 45 in
17291 Carmzow-Wallmow. Dieser Termin dient dazu, die
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu
erdrtern, soweit dies flir die Priifung der Genehmigungsvoraus-
setzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die
Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegeniiber der Genehmigungsbehdérde und dem
Antragsteller zu erldutern. Kann die Erorterung an diesem Tag
nicht abgeschlossen werden, wird der Erdrterungstermin am
folgenden Werktag fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen,
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erdrtert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestdtigung auf die schriftlich oder per E-Mail
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische
Eingangsbestitigung.

Eine gesonderte Einladung zum Erdrterungstermin erfolgt
nicht.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgeméfBen Durchfiihrung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der
Entscheidung iiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine
allgemeine Vorpriifung durchzufiihren. Die Feststellung erfolg-
te nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grund-
lage der vom Vorhabenstrdger vorgelegten Unterlagen sowie
eigener Informationen. Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde
festgestellt, dass fiir das oben genannte Vorhaben die UVP-
Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: Erhebliche Beeintrachtigungen von Brutplétzen des See-

adlers konnen nicht ausgeschlossen werden.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemidfler Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBL. IS. 1041)

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBL.IS. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2019 (BGBLI. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung liber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBI. I S. 3882)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2019 (BGBI. I S. 2513)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb
einer Bau- und Reststoffrecyclinganlage
in 16515 Oranienburg OT Germendorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 7. Juli 2020

Mit Bekanntmachung vom 31. Mérz 2020 des Landesamtes fiir
Umwelt wurde ein Erdrterungstermin zu dem Vorhaben der
Grunske Metall-Recycling GmbH & Co. KG, Veltener Stra-
Be 32 in 16515 Oranienburg OT Germendorf fiir den 19. August
2020 um 10 Uhr im Restaurant Feldschlésschen Weimann,
Bergstralie 49, 16727 Velten angekiindigt.

Der Erorterungstermin findet nicht statt.
Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-

liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
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(BGBI.1S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. April 2019 (BGBI. I S. 432)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBI. I S. 3882)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle West

Planfeststellungsbeschluss fiir den Neubau
der Anschlussstelle (AS) Hubertus an der
Autobahn (A) 117 bei km 2,351 einschlie8lich
Herstellung einer ErschlieBungsstrafie zur AS
einschliellich deren Anbindung an die
Landesstrafle (L) 400 sowie fiir die Erneuerung
des Bauwerks (BW) 2 im Zuge der A 117
bei km 2,730 einschliefllich trassenferner
Begleitmafinahmen

Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Bauen und Verkehr,
Planfeststellungsbehorde,
Vom 23. April 2020

Mit Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes fiir
Bauen und Verkehr vom 23. April 2020 (Gesch-Z.:
2103-31101/0117/001) ist der Plan fiir das vorstehende Bauvor-
haben festgestellt worden.

Wesentliche Rechtsgrundlagen dieses Planfeststellungsbe-
schlusses sind

- das BundesfernstraBengesetz (FStrG),

- das Verwaltungsverfahrensgesetz fiir das Land Brandenburg
(VwV1{GBbg) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwV{Q).

11.

1. Da es sich um ein UVP-pflichtiges Vorhaben handelt, ist
gemdl § 27 des Gesetzes iiber die Umweltvertriaglichkeits-
priifung (UVPG) die Entscheidung iiber das Vorhaben 6f-
fentlich bekannt zu machen.

2. Je eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses liegt
mit einer Ausfertigung der festgestellten Planunterlagen in
der Gemeinde Schonefeld, in der Stadt Berlin, in der Ge-
meinde Am Mellensee und in der Stadt Baruth aus.

Zeitraum und Umstdnde der Auslegung und Einsichtnahme
sind den jeweiligen ortsiiblichen Bekanntmachungen zu
entnehmen.

Aufgrund der aktuellen Pandemiesituation kann es zu Ver-
zdgerungen und Abweichungen kommen.

3. Der Planfeststellungsbeschluss wird den Vereinigungen,
iiber deren Einwendungen und Stellungnahmen entschie-
den worden ist, und denjenigen, iiber deren Einwendungen
entschieden worden ist, zugestellt (§ 74 Absatz 4 Satz 1
VwVIG).

4. Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit Ende der Aus-
legungsfrist allen iibrigen Betroffenen gegeniiber als
zugestellt (§ 74 Absatz 4 Satz 3 VwV{G).

5. Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfest-
stellungsbeschluss von den Betroffenen und denjenigen,
die Einwendungen rechtzeitig erhoben haben, beim Lan-
desamt fiir Bauen und Verkehr, Dezernat 21, Lindenallee 51
in 15366 Hoppegarten schriftlich angefordert werden.

6. Zusitzlich konnen der Planfeststellungsbeschluss und die
Planunterlagen iiber die Internetseiten des Landesamtes fiir
Bauen und Verkehr (https:/Ibv.brandenburg.de/683.htm)
eingesehen werden. Fiir die Vollstindigkeit und Uberein-
stimmung der im Internet verdffentlichten Unterlagen mit
den amtlichen Auslegungsunterlagen wird keine Gewéhr
tibernommen. Der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Un-
terlagen ist mafigeblich.

III.
Gegenstand des Vorhabens

Die geplante Baumafinahme umfasst:

- den Neubau der Anschlussstelle (AS) zwischen der AS
Waltersdorf km 0,3 der A 117 und der Landesgrenze Bran-
denburg/Berlin bei circa km 2,8 der A 117 zwischen dem
geplanten Gewerbegebiet Waltersdorf Nord und der Lan-
desstrale (L) 400 einschlieBlich landschaftspflegerischer
Begleitmafinahmen,

- die Anbindung der neuen Anschlussstelle an das vorhande-
ne Stralennetz iiber die ebenfalls neu zu bauende Erschlie-
Bungsstrale mit straBenbegleitendem Radweg,

- die Erweiterung/VergroBerung des Bauwerks (BW) 1 - Uber-
fiihrung der A 117 iber die Schienenanbindung Ost des
Flughafens BER zur Unterfiihrung der ErschlieBungsstraf3e
einschlieBlich Radweg,

- die Erneuerung des BW 2 einschlie8lich Wiederherstellung
des unterfiihrten Geh-/Radweges.

Verfiigender Teil des Planfeststellungsbeschlusses
Der verfiigende Teil des Beschlusses lautet:
Der Plan des Landes Brandenburg - vertreten durch den Lan-

desbetrieb Straflenwesen Brandenburg -, handelnd in Auftrags-
verwaltung fiir die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstra-
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Benverwaltung) fiir das vorgenannte Vorhaben, wird mit den in
diesem Beschluss angefiihrten Regelungen festgestellt.

Neben der Planfeststellung sind aufgrund der Konzentrations-
wirkung gemil § 75 VwV1G keine weiteren Entscheidungen
anderer Behorden erforderlich.

Auf die dem Tréager der Stralenbaulast erteilten Auflagen wird
hingewiesen.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist iiber alle rechtzeitig vor-
getragenen Einwendungen, Forderungen und Anregungen ent-
schieden worden.

Die in den Planunterlagen enthaltenen Grunderwerbsunterla-
gen enthalten aus Datenschutzgriinden keine Angaben tiber Na-
men und Anschriften der Grundeigentiimer. Betroffenen Grund-
eigentiimerinnen und -eigentiimern wird von der auslegenden
Stelle oder der Planfeststellungsbehdrde auf Anfrage Auskunft
iiber die von dem Vorhaben betroffenen eigenen Grundstiicke
gegeben.

IV.
Rechtsbehelfsbelehrung

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschlusses
lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg, Hardenbergstrafle 31, 10623 Berlin (§ 48
Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 VwGO) erhoben werden.

Die Klage ist bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden-
burg schriftlich oder in elektronischer Form mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur im Sinne des Vertrauensdiens-
tegesetzes (VDG) in Verbindung mit der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014 auf dem unter www.berlin.de/sen/justiz/aktuell/
erv/index.html ver6ffentlichten Kommunikationsweg zu erhe-
ben.

Falls die Klage schriftlich erhoben wird, sollen der Klage und
allen Schriftsitzen Abschriften fiir die iibrigen Beteiligten bei-
gefiigt werden (§ 81 Absatz 2 VwGO).

GemadB § 82 Absatz 1 VwGO muss die Klage den Klager, den
Beklagten (Landesamt fiir Bauen und Verkehr) und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten.

Nach § 17e Absatz 5 FStrG hat der Klager innerhalb einer Frist
von zehn Wochen die zur Begriindung seiner Klage dienenden
Tatsachen und Beweismittel anzugeben.

Nach § 67 Absatz 4 Satz 1 VwGO miissen sich die Beteiligten,
auler im Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevoll-
michtigte vertreten lassen. Nach § 67 Absatz 4 Satz 3 und Ab-
satz 2 Satz 1 VwGO sind als Bevollméchtigte nur Rechtsanwél-
te oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Européischen

Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens iiber den
Européischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befa-
higung zum Richteramt besitzt, zugelassen. Vor dem Oberver-
waltungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Num-
mern 4 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen
als Bevollmichtigte zugelassen. Behorden und juristische Per-
sonen des 6ffentlichen Rechts einschlieflich der von ihnen zur
Erfiillung ihrer &ffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schliisse konnen sich durch eigene Beschiftigte mit Befdhigung
zum Richteramt oder durch Beschiftigte mit Befahigung zum
Richteramt anderer Behdrden oder juristischer Personen des
offentlichen Rechts einschlielich der von ihnen zur Erfiillung
ihrer 6ffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschliisse ver-
treten lassen.

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung
fiir das Vorhaben der Stadt Baruth/Mark:
wErrichtung einer Umschlaganlage
fiir den KV Schiene-Strafie im Industriegebiet
Bernhardsmiih V-A*

Bekanntmachung
des Landesamtes fiir Bauen und Verkehr,
Planfeststellungsbehdrde,
gemil § 5 Absatz 2 des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung
Vom 16. Juni 2020

Die Classen Industries GmbH - bevollméachtigt durch die Stadt
Baruth/Mark - stellte einen Antrag auf Entscheidung gemaf3
§ 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) sowie § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land
Brandenburg (VwVfGBbg) in Verbindung mit den §§ 72 ff. des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) fiir das Vorhaben
,Errichtung einer Umschlaganlage fiir den KV Schiene-Stralle
im Industriegebiet Bernhardsmiih V-A*. Das Plangebiet befin-
det sich im Landkreis Teltow-Fldming in der Stadt Baruth/
Mark.

Gemil den §§ 5 und 7 des Gesetzes iiber die Umweltvertrig-
lichkeitspriifung (UVPG) in Verbindung mit Nummer 14.8 der
Anlage 1 zum UVPG ist eine allgemeine Vorpriifung des Ein-
zelfalls durchgefiihrt worden. Im Ergebnis dieser Einzelfallvor-
priifung iiberzeugte sich die Planfeststellungsbehdrde davon,
dass das vorgenannte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen haben kann und stellt fest, dass eine Um-
weltvertraglichkeitspriifung unterbleiben kann.

Umweltauswirkungen sind im Wesentlichen wihrend der Bau-
ausfithrung zu erwarten. In dem bereits stark durch die beste-
hende Eisenbahninfrastruktur gepragten und damit anthropo-
gen iiberformten Plangebiet werden keine zusétzlichen Flachen
in Anspruch genommen. Es sind zeitlich begrenzte baubedingte
Wirkungen, wie Emissionen durch Baustellenverkehr und Bau-
stellenbetrieb, zu verzeichnen. Insgesamt bleiben die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens voraussichtlich deutlich unter der
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Schwelle der Erheblichkeit. Erhebliche nachhaltige negative
Auswirkungen auf die Umwelt lassen sich ausschlieen.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar (§ 5 Ab-
satz 3 UVPG). Die Begriindung dieser Entscheidung und die ihr

zugrunde liegenden Unterlagen konnen nach vorheriger telefo-
nischer Anmeldung unter der Telefonnummer 03342 4266-2115
wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bauen und Ver-
kehr, Dezernat Anhorung/Planfeststellung Stralen und Eisen-
bahnen, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, eingesehen werden.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Forst Brandenburg,
Oberforsterei Neuendorf
Vom 16. Juni 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Oberhavel, Gemarkung
Liebenthal, Flur 2, Flurstiicke 161 und 163 die Erstaufforstung
gemil § 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG)
auf einer Flidche von 4,00 ha mit gebietsheimischen, standort-
gerechten Baumarten.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist fiir geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorpriifung des
Einzelfalls durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 6. Mai 2020, Az.: LFB 3.05/7020-6/02-20 durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Griin-
den:

Durch die Aufforstung eines Mischwaldes soll ein arten- und
strukturreicher Lebensraum auf ehemaligen Ackerflichen ent-
stehen. Die MaBinahme dient der Erhhung des Waldanteils in
der Gemarkung Liebenthal. Es werden mittelfristig die Habitat-
strukturen in der Landschaft aufgewertet und das Landschafts-
bild verbessert.

Es werden keine erheblichen und nachhaltigen Auswirkungen
auf die Umwelt und die entsprechenden Schutzgiiter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbststandig anfechtbar.

Die Begriindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033051 90731 wéahrend der
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei

Neuendorf, Plotzenstralle 17, 16775 Lowenberger Land einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April
2004 (GVBI. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Forst Brandenburg,
Oberforsterei Siechdichum
Vom 27. Mai 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Oder-Spree Gemarkung
Mobiskruge, Flur 3, Flurstiicke 57 teilweise und 58 teilweise
die Erstaufforstung gemill § 9 des Waldgesetzes des Landes
Brandenburg (LWaldG) auf einer Fldche von insgesamt 2,7250 ha
(Anlage eines Mischwaldes).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist fiir geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorpriifung des
Einzelfalls durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 20. April 2020, Az.: LFB 24.05-7020-6/05/20 durchge-
fiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifungen wurde festgestellt, dass fiir
das oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Griin-
den:
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Es entsteht Mischwald, der bereits zum Zeitraum der Begriin-
dung bis hin zur Entwicklung mittelalter bis alter Besténde ho-
hen 6kologischen Anspriichen entspricht. Die Entwicklung des
Artenreichtums bei Tieren und Pflanzen, insbesondere aber bei
Vogeln und Insekten, und die enorme Zunahme der Schutz-
und Erholungswirkung im Vorhabensgebiet waren wichtige
Griinde dem Vorhaben zuzustimmen.

Die Aufforstung leistet einen positiven Beitrag zur CO,-Bilanz
und wirkt damit klimatischen Verdnderungen entgegen.

Durch die geplanten Maflnahmen werden keine erheblichen
und nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die ent-
sprechenden Schutzgiiter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar.
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite

eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begriindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033606 870110 wahrend der
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforste-
rei Siehdichum, Hohenwalder Weg 33 a, 15299 Miillrose einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April
2004 (GVBI. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Amt fir Statistik Berlin-Brandenburg

Jahresabschluss fiir das Geschiiftsjahr 2019

Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des 6ffentlichen Rechts, Potsdam

Bilanz zum 31. Dezember 2019

AKTIVA

ANLAGEVERMOGEN

I. Immaterielle Vermdgensgegenstande
Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und dhnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten

II. Sachanlagen
1. Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte
und Bauten einschlieRlich der Bauten auf
fremden Grundstiicken
2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschaftsausstattung

lll. Finanzanlagen
Sonstige Finanzanlagen

UMLAUFVERMOGEN

I. Forderungen und sonstige
Vermdgensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen
2. Forderungen gegen Tragerlander
3. Sonstige Vermdgensgegenstande

Il. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten

RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

31.12.2019 31.12.2018
EUR EUR
187.739,00 222.590,00
187.739,00 222.590,00
159.935,00 165.884,00
320.805,00 413.884,00
480.740,00 579.768,00

7.000.000,00

6.000.000,00

7.000.000,00 _ 6.000.000,00

7.668.479,00 _ 6.802.358,00

14.291,08 73.775,41
529.263,75 139.303,89
305.557.51 290.033,22
849.112,34 503.112,52

6.440.570,09 _ 6.193.948.23

7.289.682,43 _ 6.697.060,75

338.564,10 302.844,51

15.296.725,53 _13.802.263,26
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Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des 6ffentlichen Rechts, Potsdam

Bilanz zum 31. Dezember 2019

PASSIVA

. EIGENKAPITAL

I.  Gewinnvortrag
II. Jahresfehlbetrag

. SONDERPOSTEN FUR ZUWENDUNGEN

. RUCKSTELLUNGEN
1. Rickstellungen flir Pensionen und ahnliche
Verpflichtungen
2. Sonstige Riickstellungen
- davon Verpflichtungen aus
Erstattungsanspriichen des aufnehmenden
Dienstherren: EUR 712.580,00
(Vorjahr: EUR 671.021,00)

. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen

2. Verbindlichkeiten gegenlber Tragerlandern

3. Sonstige Verbindlichkeiten

. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

31.12.2019 31.12.2018
EUR EUR

3.545.572,29  4.781.903,24
-2.228.516,45 _ -1.236.330,95

1.317.055,84 _ 3.545.572,29

7.613.212,00
3.176.173,88

668.479,00 802.358,00

5.186.395,00
2.670.433,23

10.789.385,88 _ 7.856.828,23

908.720,55
1.611.277,15

1.807,11

998.439,56
546.573,90

5.741,28

2.521.804,81 1.550.754,74

0,00 46.750,00

15.296.725,53 _13.802.263,26
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Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg Anstalt des 6ffentlichen Rechts, Potsdam

Gewinn- und Verlustrechnung fiir das Geschiftsjahr 2019

2019
EUR

2018
EUR

Umsatzerlése
Sonstige betriebliche Ertrage
Aufwendungen fur bezogene Leistungen

Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen
fur Altersversorgung und fir
Unterstitzung
- davon flr Altersversorgung:
EUR 2.303.893,00
(Vorjahr: EUR 524.238,00)

-21.907.728,14

Abschreibungen auf immaterielle
Vermdgensgegenstande des
Anlagevermdgens und Sachanlagen

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
- davon aus der Abzinsung:
EUR 11.298,30
(Vorjahr: EUR 10.544,09)

Zinsen und ahnliche Aufwendungen
- davon aus der Aufzinsung:
EUR 203.908,28
(Vorjahr: EUR 207.483,51)

Erstattete Steuern vom Einkommen und
vom Ertrag

37.391.088,34
1.288.070,01
-6.789.152,60

32.461.927,24
1.152.288,74
-4.638.930,49

-19.994.274,77

10. Ergebnis nach Steuern

11. Sonstige Steuern
12. Jahresfehlbetrag

-7.093.138,96 -4.828.209,87
-29.000.867,10 -24.822.484,64

-329.755,95 -298.101,24

-4.610.176,06 -4.913.176,46

26.185,19 21.531,73

-203.908,28 -207.483,51

0.00 8.208,35

-2.228.516,45 -1.236.220,28

0,00 -110,67

-2.228.516,45 -1.236.330,95
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Bestiitigungsvermerk des unabhingigen Abschlusspriifers

An das Amt fiir Statistik Berlin Brandenburg Anstalt des 6ffent-
lichen Rechts, Potsdam:

Priifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Amt fiir Statistik Berlin
Brandenburg Anstalt des 6ffentlichen Rechts, Potsdam, - beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn-
und Verlustrechnung fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschlie8lich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
priift. Dariiber hinaus haben wir den Lagebericht des Amt fiir
Statistik Berlin Brandenburg Anstalt des 6ffentlichen Rechts,
Potsdam, fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2019 gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewon-
nenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesent-
lichen Belangen den deutschen, fiir Kapitalgesellschaften
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt
unter Beachtung der deutschen Grundsdtze ordnungsmaé-
Biger Buchfithrung ein den tatsdchlichen Verhiltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage der
Anstalt zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage
fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2019 und

- vermittelt der beigefiigte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Anstalt. In allen wesentlichen
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukiinf-
tigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemél § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklédren wir, dass unsere Prii-
fung zu keinen Einwendungen gegen die OrdnungsmaBigkeit
des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fiir die Priifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsétze ordnungsméfiger Abschlusspriifung
durchgefiihrt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften
und Grundsétzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Ab-
schlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts* unseres Bestidtigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der Anstalt unabhéngig in Ubereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten
Priifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und
zum Lagebericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts

Wir verweisen auf die Ausfithrungen der gesetzlichen Vertreter
im Abschnitt Finanzierungsrisiken im Lagebericht, wonach die
Zahlungsfahigkeit sowie die Moglichkeit zur Erbringung der
von den Landern Brandenburg sowie Berlin libertragenen Auf-
gaben auf den jdhrlich abzuschlieBenden Servicevereinbarun-
gen beruht.

Unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht sind diesbeziiglich nicht modifiziert.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind fiir die sonstigen Informationen
verantwortlich. Die sonstigen Informationen umfassen nicht
inhaltlich gepriifte Bestandteile des Lageberichts unter ,,Ent-
wicklung nach Geschiftsfeldern®. Dies betrifft insbesondere
die Berichterstattung zu der Tétigkeit des AfS in Verbund-
gremien sowie die dort erfolgenden Arbeiten in Fachkonzepten
und Projekten. Weitere sonstige Informationen sind im Ab-
schnitt ,,Chancen und Risiken zukiinftiger Entwicklung enthal-
ten®. Hierzu gehdren Ausfithrungen zum Rollenverstdndnis und
der Bedeutung des AfS, die Beurteilung der Qualitét der Aufga-
benerfiillung sowie der Reichweite der Erreichung der Offent-
lichkeit im Rahmen von Fachtagungen.

Unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen und
dementsprechend geben wir weder ein Priifungsurteil noch
irgendeine andere Form von Priifungsschlussfolgerung hierzu
ab.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung haben wir die Verant-
wortung, die sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu
wiirdigen, ob die sonstigen Informationen

- wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, Lage-
bericht oder unseren bei der Priifung erlangten Kenntnissen
aufweisen oder

- anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwal-
tungsrats fiir den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, fiir Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafiir, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ord-
nungsmaBiger Buchfiihrung ein den tatsédchlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Anstalt vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich fiir die internen Kontrollen, die sie in Uber-
einstimmung mit den deutschen Grundsétzen ordnungsméBiger
Buchfithrung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermoglichen, der frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen
Darstellungen ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen
Vertreter dafiir verantwortlich, die Fahigkeit der Anstalt zur
Fortfiihrung ihrer Tétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der
Fortfiihrung der Tatigkeit, sofern einschligig, anzugeben. Da-
riiber hinaus sind sie dafiir verantwortlich, auf der Grundlage
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfithrung der Tétig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsdchliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.

Auflerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir
die Vorkehrungen und Mafinahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts
in Ubereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen ge-
setzlichen Vorschriften zu ermdglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise fiir die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu kdnnen.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung
des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei
der Priifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chan-
cen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestéitigungsvermerk zu erteilen, der unsere
Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht
beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal} an Sicherheit, aber
keine Garantie dafiir, dass eine in Ubereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftspriifer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsitze ordnungsméBiger
Abschlusspriifung durchgefiihrte Priifung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen koénnen
aus VerstoBen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise erwartet wer-
den konnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Waihrend der Priifung {iben wir pflichtgeméBes Ermessen aus
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Dariiber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher
- beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellun-

gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und
fithren Priifungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken
durch sowie erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Priifungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstoen hoher
als bei Unrichtigkeiten, da VerstoBe betriigerisches Zusam-
menwirken, Félschungen, beabsichtigte Unvollstindigkei-
ten, irrefiihrende Darstellungen bzw. das Auferkraftsetzen
interner Kontrollen beinhalten kdnnen.

gewinnen wir ein Verstidndnis von dem fiir die Priifung des
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und
den fiir die Priifung des Lageberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maflnahmen, um Priifungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umsténden angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Priifungsurteil tiber die
Wirksamkeit dieser Systeme der Anstalt abzugeben.

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden so-
wie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschitzten Werte und damit zusammenhén-
genden Angaben.

zichen wir Schlussfolgerungen iiber die Angemessenheit
des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfithrung ihrer Téatigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten Priifungsnachweise,
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Féhigkeit der Anstalt zur Fortfiihrung ihrer
Tatigkeit aufwerfen koénnen. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir
verpflichtet, im Bestitigungsvermerk auf die dazugehori-
gen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Priifungsurteil zu modifizieren.
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage
der bis zum Datum unseres Bestétigungsvermerks erlang-
ten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereignisse oder Gege-
benheiten konnen jedoch dazu fithren, dass die Anstalt ihre
Tétigkeit nicht mehr fortfithren kann.

beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den
Inhalt des Jahresabschlusses einschlieSlich der Angaben
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schiftsvorfille und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen Grundsétze ord-
nungsmaBiger Buchfithrung ein den tatsdchlichen Verhalt-
nissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und
Ertragslage der Anstalt vermittelt.

beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage der Anstalt.

fithren wir Priifungshandlungen zu den von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prii-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den
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zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstiandiges
Priifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass
kiinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientier-
ten Angaben abweichen.

Wir erdrtern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der

Priifung sowie bedeutsame Priifungsfeststellungen, einschlief3-
lich etwaiger Miangel im internen Kontrollsystem, die wir wih-
rend unserer Priifung feststellen.

Potsdam, 9. April 2020
WIKOM AG
Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Nitzsche-Lezoch
Wirtschaftspriifer

Ziatzsch-Loos
Wirtschaftspriifer

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gliubigeraufrufe

Der ,,Forderverein Dorfkirche Klosterfelde e. V.* ist zum
31.12.2019 aufgeldst worden. Die Glaubigerinnen und Glaubiger
werden aufgefordert, ihre Anspriiche gegen den Verein bei nach-
stehend genannten Liquidatorinnen anzumelden:

Liquidatorinnen:

Frau Marina Sachau-Fischer
Klosterfelder Hauptstralie 68
16348 Wandlitz

Frau Birgit Groimann
Ahrendseer Weg 1 b
16348 Wandlitz

Der Verein ,,Lebensgarten Templin e. V.“, c/o Katrin Sturm,
Kreuzkruger Straf3e 3, 17268 Templin ist zum 31.12.2019 auf-
gelost worden. Die Gléubigerinnen und Glaubiger werden auf-
gefordert, ihre Anspriiche gegen den Verein bei nachstehend
genannter Liquidatorin anzumelden:

Liquidatorin:

Frau Katrin Sturm
Kreuzkruger Strafie 3
17268 Templin

Der Verein ,,Generation next e. V., Dorfstraiec 20,
03249 Schonewalde ist am 06.12.2019 aufgeldst worden. Die
Glaubigerinnen und Glaubiger werden aufgefordert, bestehen-
de Anspriiche gegen den Verein bei nachstehender Liquidatorin
anzumelden:

Liquidatorin:
Frau Ina Dehmel

Geblerstralie 10 a
01139 Dresden



Amtsblatt fiir Brandenburg

612 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 8. Juli 2020

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrégt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulissig; sie muss bis spitestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universititsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-Stralie 24 - 25, Haus 2,
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Verdffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auBer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
	BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
	NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
	Gläubigeraufrufe

